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Landkreis Görlitz 
 

 
Vorlage Nr. 
BV/010/2024 

 

Geschäftsbereich 
Landrat 

 

  

  

 

Beratungsfolge Termin Zuständigkeit Status der Sitzung 

Kreistag des Landkreises Görlitz 04.09.2024 Entscheidung öffentlich 

 

 
TOP 

 
Wahl der acht Kreisräte oder in der Jugendhilfe erfahrenen Frauen und 
Männer und deren Stellvertreter in den Jugendhilfeausschuss 
 

 
 
 
 
Dr. Stephan Meyer 
Landrat 
 

Beschlussvorschlag 

 
 
Der Kreistag des Landkreises Görlitz wählt als stimmberechtigte Mitglieder in den 
Jugendhilfeausschuss: 
 
Vorsitzender:   Dr. Stephan Meyer   
 
 
Mitglieder:      Stellvertreter: 

 
Jens Jäschke      Andrea Binder 
 
Kerstin Leuthäuser     Benjamin Oehme 
 
Sven Hämisch     Sabine Fiedler 
 
Christoph Biele     Benedikt Hummel 
 
Florian Oest      Bernhard Waldau 
 
Julius Menschner     Sebastian Schwalbe 
 
Yvonne Reich      Tristan Mühl 
 
Sieglinde Hemming     Dr. Karin Ponesky 
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Finanzielle Auswirkungen: 
 

Belastungen im laufenden HH-Jahr Gem. Entschädigungssatzung 
Veranschlagt unter Budget 11.1.1.01.442110 
Belastung der Folgejahre ja 
 
 
 

Begründung 
 
Das Jugendamt besteht aus der Verwaltung des Jugendamtes und dem Jugendhilfeaus-
schuss (§ 70 Abs. 1 SGB VIII). Die Zuständigkeit regelt die Satzung des Jugendamtes. 
 
Gem. § 71 SGB VIII ist der Jugendhilfeausschuss ein beschließender Ausschuss. Ihm 
gehören zu drei Fünftel des Anteils der Stimmen Mitglieder des Kreistages oder von ihm 
gewählte Frauen und Männer an, die in der Jugendhilfe erfahren sind.  
 
Gem. § 4 Abs. 1 SächsLJHG gehören dem Jugendhilfeausschuss höchstens 15 stimm-
berechtigte Mitglieder, einschließlich des Vorsitzenden an. Drei Fünftel umfassen neun 
stimmberechtigte Mitglieder. Entsprechend § 3 Abs. 2 ist Vorsitzender des 
Jugendhilfeausschusses der Landrat. Damit sind weitere 8 Mitglieder aus den Reihen des 
Kreistags oder von ihm bestimmter Personen zu wählen. 
 
Aufgrund der Besonderheit des Jugendhilfeausschusses findet für dessen Besetzung das 
Benennungsverfahren keine Anwendung. Die Besetzung erfolgt damit im Wege der Einigung 
oder durch Wahl. 
 
 

SGB VIII  
§ 71 Jugendhilfeausschuss, Landesjugendhilfeausschuss 

 
(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören als stimmberechtigte Mitglieder an 
1.  mit drei Fünfteln des Anteils der Stimmen Mitglieder der Vertretungskörperschaft des 

Trägers der öffentlichen Jugendhilfe oder von ihr gewählte Frauen und Männer, die in 
der Jugendhilfe erfahren sind, 

2. mit zwei Fünfteln des Anteils der Stimmen Frauen und Männer, die auf Vorschlag der im 
Bereich des öffentlichen Trägers wirkenden und anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe von der Vertretungskörperschaft gewählt werden; Vorschläge der 
Jugendverbände und der Wohlfahrtsverbände sind angemessen zu berücksichtigen. 

 
(2)  Dem Jugendhilfeausschuss sollen als beratende Mitglieder selbstorganisierte 

Zusammenschlüsse nach § 4a angehören. 
 
(3) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit allen Angelegenheiten der Jugendhilfe, 

insbesondere mit 
1.  der Erörterung aktueller Problemlagen junger Menschen und ihrer Familien sowie mit 

Anregungen und Vorschlägen für die Weiterentwicklung der Jugendhilfe, 
2. der Jugendhilfeplanung und 
3. der Förderung der freien Jugendhilfe. 
 
(4) Er hat Beschlussrecht in Angelegenheiten der Jugendhilfe im Rahmen der von der 

Vertretungskörperschaft bereitgestellten Mittel, der von ihr erlassenen Satzung und der 
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von ihr gefassten Beschlüsse. Er soll vor jeder Beschlussfassung der 
Vertretungskörperschaft in Fragen der Jugendhilfe und vor der Berufung eines Leiters 
des Jugendamts gehört werden und hat das Recht, an die Vertretungskörperschaft 
Anträge zu stellen. Er tritt nach Bedarf zusammen und ist auf Antrag von mindestens 
einem Fünftel der Stimmberechtigten einzuberufen. Seine Sitzungen sind öffentlich, 
soweit nicht das Wohl der Allgemeinheit, berechtigte Interessen einzelner Personen 
oder schutzbedürftiger Gruppen entgegenstehen. 

 
(5) Dem Landesjugendhilfeausschuss gehören mit zwei Fünfteln des Anteils der Stimmen 

Frauen und Männer an, die auf Vorschlag der im Bereich des Landesjugendamts 
wirkenden und anerkannten Träger der freien Jugendhilfe von der obersten 
Landesjugendbehörde zu berufen sind. Die übrigen Mitglieder werden durch 
Landesrecht bestimmt. Absatz 3 gilt entsprechend. 

 
(6) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es regelt die Zugehörigkeit weiterer beratender 

Mitglieder zum Jugendhilfeausschuss. Es kann bestimmen, dass der Leiter der 
Verwaltung der Gebietskörperschaft oder der Leiter der Verwaltung des Jugendamts 
nach Absatz 1 Nummer 1 stimmberechtigt ist. 

 
Landesjugendhilfegesetz 

 
§ 3 Jugendhilfeausschuss 

(1) Der Jugendhilfeausschuss ist ein beschließender Ausschuss im Sinne des § 37 der  
     Landkreisordnung für den Freistaat Sachsen (SächsLKrO ) vom 19. Juli 1993  
     (SächsGVBl. S. 577), zuletzt rechtsbereinigt mit Stand vom 29.05.2024 
 
(2) Vorsitzender des Jugendhilfeausschusses ist der Landrat oder Oberbürgermeister. Der  
     Stellvertreter des Vorsitzenden des Jugendhilfeausschusses wird aus der Mitte der  
     stimmberechtigten Mitglieder gewählt und leitet die Sitzungen in Abwesenheit des  
     Landrates oder Oberbürgermeisters. § 38 Abs. 3 SächsLKrO und § 42 Abs. 3  
     SächsGemO finden insoweit keine Anwendung.  
 
(3) Dem Jugendhilfeausschuss gehören stimmberechtigte und beratende Mitglieder an. 
 

§ 4 Stimmberechtigte Mitglieder des Jugendhilfeausschusses 
(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören höchstens fünfzehn stimmberechtigte Mitglieder  
     einschließlich des Vorsitzenden an. Die Besetzung richtet sich nach § 71 Absatz 1 des  
     Achten Buches Sozialgesetzbuch.  
 
(2) Die stimmberechtigten Mitglieder werden für die Wahlzeit der Vertretungskörperschaft  
     von dieser gewählt. Sie üben ihre Tätigkeit solange aus, bis der neugewählte  
     Jugendhilfeausschuss zusammentritt. Der Jugendhilfeausschuss ist spätestens vier  
     Monate nach der konstituierenden Sitzung der Vertretungskörperschaft zu bilden und  
     einzuberufen. 
 
(3) Für jedes stimmberechtigte Mitglied ist ein Stellvertreter zu wählen. 
 
(4) Die nach § 71 Absatz 1 Nummer 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch vorschlagsbe- 
     rechtigten anerkannten Träger der freien Jugendhilfe sollen mindestens die doppelte  
     Anzahl der insgesamt auf sie entfallenden Mitglieder und ihrer Stellvertreter vorschlagen.  
     In dem Vorschlag soll eine angemessene Anzahl ehrenamtlich Tätiger enthalten sein. 
 
(5) Scheidet ein Mitglied oder sein persönlicher Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus, so  
     ist ein Ersatzmitglied für den Rest der Wahlzeit auf Vorschlag derjenigen Stelle, die das  

     ausgeschiedene Mitglied oder den Stellvertreter vorgeschlagen hatte, zu wählen. 4  

http://www.revosax.sachsen.de/#FNID_4
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